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A. Amtliche Bekanntmachungen des 
Salzlandkreises 

• Satzung der Salzlandsparkasse 

 
§ 1 

Name, Sitz und Siegel 
 
(1) Die Salzlandsparkasse (im Folgenden 

Sparkasse genannt) mit dem Sitz in 
Staßfurt ist eine mündelsichere, dem 
gemeinen Nutzen dienende rechtsfä-
hige Anstalt des öffentlichen Rechts. 

 
(2) Die Sparkasse führt ein Siegel mit ih-

rem Namen. 
 
(3) Die Sparkasse ist Mitglied des Ost-

deutschen Sparkassenverbandes. 
 
 

§ 2 
Trägerschaft 

 
(1) Träger der Sparkasse ist der Salzland-

kreis. 
 
(2) Die Sparkasse haftet für ihre Verbind-

lichkeiten mit ihrem gesamten Vermö-
gen, im Übrigen gilt das Sparkassen-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt in 
seiner jeweiligen Fassung. 

 
 

§ 3 
Organe 

 
Organe der Sparkasse sind der Verwal-
tungsrat und der Vorstand. 
 
 

§ 4 
Zusammensetzung des 

Verwaltungsrates 
 

(1) Dem Verwaltungsrat gehören 15 Mit-
glieder an. 

 
(2) Der Verwaltungsrat besteht aus 
 
1. dem/der Vorsitzenden (§ 10 SpkG-

LSA) und 
 

2. 9 weiteren Mitgliedern (§ 11 Abs. 1 
SpkG-LSA) und 

3. 5 Beschäftigten der Sparkasse      
(§ 11 Abs. 2 SpkG-LSA). 

§ 5 
Sitzungen des Verwaltungsrates 

 
(1) Der oder die Vorsitzende beruft den 

Verwaltungsrat ein und leitet seine Sit-
zungen. 

 
(2) Der Verwaltungsrat ist bei Bedarf, 

mindestens jedoch viermal im Jahr un-
ter Einhaltung einer Einladungsfrist 
von zehn Tagen und Mitteilung der 
Tagesordnung einzuberufen. Der/die 
Vorsitzende muss den Verwaltungsrat 
binnen angemessener Frist einberu-
fen, wenn die Hälfte der Mitglieder des 
Verwaltungsrates, der Vorstand oder 
die Mitglieder des Kreditausschusses 
dies unter Angabe des Gegenstandes 
der Beratung beantragen. An den Sit-
zungen des Verwaltungsrates nehmen 
die Mitglieder des Vorstandes und die 
stellvertretenden Mitglieder des Ver-
waltungsrates mit beratender Stimme 
teil. 
In dringenden Fällen kann im Umlauf-
verfahren beschlossen werden, wenn 
kein Mitglied dem Verfahren wider-
spricht. 

 
(3) Über das Ergebnis der Sitzung des 

Verwaltungsrates ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die von dem/der Vorsit-
zenden und einem weiteren Mitglied zu 
unterzeichnen ist. 

 
 

§ 6 
Kreditausschuss 

 
(1) Der Kreditausschuss besteht aus 

dem/der Vorsitzenden des Verwal-
tungsrates als Vorsitzen-
dem/Vorsitzende und weiteren Mitglie-
dern, deren Zahl der Verwaltungsrat 
bestimmt (§ 17 Abs. 1 SpkG-LSA). 

 
(2) Der Kreditausschuss wird vom/von der 

Vorsitzenden einberufen, sooft es die 
Geschäfte erfordern. 

 
(3) An den Sitzungen des Kreditaus-

schusses nehmen die Mitglieder des 
Vorstandes und die stellvertretenden 
Mitglieder des Kreditausschusses mit 
beratender Stimme teil. 
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(4) § 5 Abs. 3 gilt entsprechend, in der 
Niederschrift sind das Stimmverhältnis 
bei der Beschlussfassung und die Na-
men der Ablehnenden festzuhalten. 

 
 

§ 7 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus dem oder 

der Vorsitzenden und mindestens ei-
nem weiteren Mitglied. Neben ordentli-
chen Mitgliedern können auch stellver-
tretende Mitglieder bestellt werden, die 
ständiges und volles Stimmrecht im 
Vorstand besitzen. 

 
(2) Das Nähere über den Geschäftsgang 

des Vorstandes, die Geschäftsberei-
che der Mitglieder und ihre Vertretung 
bestimmt die Geschäftsanweisung. 

 
 

§ 8 
Vertretung 

 
(1) Die Sparkasse wird gerichtlich und au-

ßergerichtlich durch den Vorstand ver-
treten; Absatz 2 bleibt unberührt. Zwei 
Vorstandsmitglieder vertreten gemein-
sam. 

 
(2) Der/die Vorsitzende des Verwaltungs-

rates vertritt die Sparkasse gegenüber 
den Vorstandsmitgliedern. 

 
(3) Der Vorstand kann für bestimmte An-

gelegenheiten Vollmacht erteilen. 
 
 

§ 9 
Bekanntmachung der Sparkasse 
 

(1) Bekanntmachungen der Sparkasse 
sind im Amtsblatt des Salzlandkreises 
zu veröffentlichen.  

 
(2) Bekanntmachungen sind außerdem in 

den Kassenräumen der Sparkasse 
auszuhängen. 

 
 

§ 10 
Auslegung der Satzung 

 
Die Satzung ist in ihrer jeweils geltenden 
Fassung in den Kassenräumen der Spar-
kasse auslegen. 

§ 11 
Inkrafttreten der Satzung 

 
Die Satzung tritt am 01. Januar 2009 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der 
Sparkasse Elbe-Saale vom 17.12.2007 
und der Kreissparkasse Aschersleben-
Staßfurt vom 17.05.2004 außer Kraft. 
 
 
Bernburg (Saale), 07. Juli 2008 
 
 
gez. Gerstner                                   (Siegel) 
Landrat 
 
 
 
• Satzung über die Schülerbeförderung 

im Salzlandkreis 
 
Aufgrund der §§ 6 und 33 Abs. 3 Ziffer 1 
Landkreisordnung für das Land Sachsen-
Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. S. 598) in 
Verbindung mit § 71 des Schulgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt vom 11. Au-
gust 2005 (GBVl. S. 521) in den jeweils 
geltenden Fassungen, hat der Kreistag 
des Salzlandkreises in seiner Sitzung am 
02. Juli 2008 folgende Satzung über die 
Schülerbeförderung im Salzlandkreis be-
schlossen: 
 
 

§ 1 
Anspruchsvoraussetzungen 

 
(1) Schüler, die im Salzlandkreis wohnen, 

haben einen Anspruch auf unentgeltli-
che Beförderung zur Schule und zu-
rück oder auf Erstattung der notwendi-
gen Aufwendungen für den Schulweg, 
wenn der Schulweg die Mindestentfer-
nung nach § 2 der Satzung überschrei-
tet. 

 
(2) Für Schüler, die wegen einer dauern-

den oder vorübergehenden Behinde-
rung oder Krankheit befördert werden 
müssen, besteht der Anspruch ohne 
Berücksichtigung der Mindestentfer-
nung. Eine derart notwendige Beförde-
rung ist grundsätzlich vorher schriftlich 
unter Vorlage eines amtsärztlichen 
Gutachtens zu beantragen. 
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(3) In besonders begründeten Ausnahme-
fällen besteht der Anspruch unabhän-
gig der Mindestentfernung, wenn der 
Schulweg aufgrund örtlicher Gege-
benheiten für den Schüler Gefahren 
mit sich bringt, die über die im Stra-
ßenverkehr üblicherweise auftretenden 
Gefahren hinausgehen. 

 
(4) Der Anspruch nach § 1 Abs. 1 dieser 

Satzung besteht nur bei dem Besuch 
nach dem Lehr- und Stundenplan re-
gelmäßig vorgesehenen Unterrichts-
veranstaltungen. Hierzu gehören auch 
Betriebspraktika und Schulveranstal-
tungen für Schüler an allgemein bil-
denden Schulen sowie für Berufsbil-
dende Schulen. Der Anspruch ist be-
grenzt auf die nächst erreichbare Stel-
le, bei der das Praktikum der ge-
wünschten Fachrichtung möglich ist. 
Bei Schulwanderungen, Schulland-
heimaufenthalten, Besichtigungen u. ä. 
Veranstaltungen besteht der Anspruch 
nur für den Weg zur Schule und zu-
rück zu den gewöhnlichen Beförde-
rungszeiten mit den üblicherweise zur 
Verfügung stehenden Beförderungs-
mitteln. 

 
 

§ 2 
Mindestentfernung 

 
(1) Die Mindestentfernung zwischen Woh-

nung und Schule beträgt für die Schü-
ler 

 
 
 
  (a) der allgemein bil-

denden Schulen 
 

 im Förder-
schulbe-
reich 
 

- Schuljahr      
1 bis 4 
 

 
2,0 km 

 
2,0 km 

- Schuljahr      
5 bis 6 
 

 
3,0 km 

 
2,5 km 

- Schuljahr      
7 bis 10 
 

 
3,5 km 

 
3,0 km 

 
 
  (b) des schulischen Berufsgrundbil-

dungsjahres (BGJ) und des  

Berufsvorbereitungsjahres (BVJ): 
 

  4,0 km  
 
 
 
  (c) des ersten Schuljahrganges derje-

nigen Berufsfachschulen (BFS), 
die keinen mittleren Schulab-
schluss voraussetzen: 
 

  4,0 km  
 

(2) Maßgebend für die Ermittlung der Min-
destentfernung ist der kürzeste sichere 
Weg vom üblicherweise benutzten 
Ausgang des Wohngrundstückes bis 
zum nächstgelegenen benutzbaren 
Eingang des Schulgrundstückes bzw. 
Unterrichtsortes (Schulweg). 

 
(3) Soweit im Rahmen der Schulwegsi-

cherung ein bestimmter Schulweg 
empfohlen wird, gilt dieser für die Be-
rechnung der Mindestentfernung. 

 
 

§ 3 
Beförderungs- oder Erstattungspflicht 

 
(1) Die Beförderungs- oder Erstattungs-

pflicht besteht nur für den Weg zur 
nächsten Schule, die den vom Schüler 
gewählten Bildungsgang anbietet. 

 
(2) Liegt die nächstgelegene Schule im 

Sinne des Absatzes 1 außerhalb des 
Salzlandkreises, ist die Erstattungs-
pflicht auf die teuerste Schülerkarte 
des öffentlichen Personennahverkehrs 
beschränkt, die der Salzlandkreis bei 
der Schülerbeförderung in seinem 
Gebiet zu erstatten hat; dies gilt nicht 
im Falle des Besuches von Förder-
schulen, wenn im Kreisgebiet keine 
entsprechende Förderschule vor-
gehalten wird. 

 
(3) Besucht ein Schüler nicht die nächst-

gelegene Schule im Sinne des Absat-
zes 1, bei deren Besuch ein Anspruch 
auf Beförderung oder Erstattung der 
notwendigen Aufwendungen bestün-
de, so werden nur die notwendigen 
Aufwendungen für den Weg zu dieser 
Schule erstattet. Die Erstattung darf 
aber den Betrag der notwendigen 
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Aufwendungen für den Weg zu der 
tatsächlich besuchten Schule nicht 
überschreiten. 

 
 

§ 4 
Art der Schülerbeförderung und  

Umfang der Erstattung notwendiger 
Aufwendungen 

 
(1) Die Beförderung erfolgt grundsätzlich 

durch den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV), sofern sie unter zu-
mutbaren Bedingungen erfolgen kann. 
Sie wird durch die Ausgabe von Schü-
lerfahrausweisen, Schülermonats- und 
Schülerwochenkarten abgegolten, die 
nur an Schultagen gültig sind. 

 
Die jeweils gültigen Fahrpreise des 
ÖPNV gelten als notwendige Aufwen-
dungen. 

 
(2) Ist eine Beförderung durch den ÖPNV 

unter zumutbaren Bedingungen nicht 
möglich, ist die Beförderung durch an-
dere Verkehrsmittel sicherzustellen. 

 
(a) Als notwendige Aufwendungen für 

den Schulweg gelten: 
 

1. bei der Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel die jeweils güns-
tigsten Tarife, 

 
2. bei der Benutzung eines als Be-

förderungsmittel bestimmten pri-
vaten Pkw für die Hin- und Rück-
fahrt eines Schülers die Bestim-
mungen des Bundesreisekosten-
gesetzes in seiner jeweils gülti-
gen Fassung. Die Mitnahmeent-
schädigung regelt § 5 Abs. 1 
Bundesreisekostengesetz in sei-
ner jeweils gültigen Fassung, 

 
3. bei der Benutzung anderer als 

Beförderungsmittel bestimmter 
Kraftfahrzeuge für die Hin- und 
Rückfahrt eines Schülers die Be-
stimmungen des Bundesreise-
kostengesetzes in seiner jeweils 
gültigen Fassung, 

 
4. bei der vom Landkreis genehmig-

ten Benutzung eines besonderen 
Beförderungsmittels für vorüber-

gehend oder dauernd behinderte 
Schüler die tatsächlich entstan-
denen Kosten. 

 
(b) Bei nur einer (Hin- oder Rück-) 

Fahrt werden nur 50% der Beträge 
nach § 4 Abs. 2 Buchstabe (a) 
dieser Satzung erstattet. 

 
(3) Eine Ausnahme bilden die bestehen-

den Sonderbeförderungen zu den 
Förderschulen. 

 
(4) Der Schüler hat das vom Träger der 

Schülerbeförderung bestimmte Trans-
portmittel zu benutzen. Ein Anspruch 
auf besondere Transportmittel oder 
auf Mitbeförderung einer Begleitper-
son besteht nicht. Es ist die für den 
Salzlandkreis kostengünstigste Beför-
derungsart zu wählen. 

 
 

§ 5 
Zumutbare Bedingungen im Sinne  

des § 4 Abs. 1 
 
(1) Die maximale Schulwegzeit (Geh- und 

Fahrzeit) soll in der Regel in eine Rich-
tung für 

 
- Schuljahrgänge  
  1 bis 4: 
 

 
45 Minuten 

- Schuljahrgänge 
  5 bis 10: 
 

 
60 Minuten 

- BGJ/BVJ/BFS 
 

90 Minuten 

nicht überschreiten. 
 

(2) Die Wartezeit am Schulstandort soll 
vor Unterrichtsbeginn grundsätzlich 
nicht mehr als 30 Minuten und nach 
Schulschluss nicht mehr als 60 Minu-
ten betragen. Für umsteigende Schüler 
soll die zusätzliche Wartezeit nicht 
mehr als 15 Minuten betragen. 

 
(3) Ausgenommen von diesen Regelun-

gen sind Schüler der Förderschulen für 
Verhaltensgestörte, Blinde, Taubblin-
de, Gehörlose, Sehbehinderte, 
Schwerhörige Sprachbehinderte, Geis-
tig- und Körperbehinderte, wenn sie 
keine Schulen innerhalb des Kreisge-
bietes besuchen können. 
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(4) Bei der Beförderung von Schülern zu 
Förderschulen innerhalb des Kreisge-
bietes kann die Geh- und Fahrzeit ü-
berschritten werden, wenn aufgrund 
des Tourenplanes bzw. der Verkehrs- 
und Witterungsverhältnisse keine 
schnellere Beförderung möglich ist. Ei-
ne zusätzliche Beförderung ist nicht 
möglich. 

 
 

§ 6 
Ausschlussfrist und Wegfall der  

Anspruchsvoraussetzungen 
 
(1) Der Anspruch auf Erstattung der not-

wendigen Aufwendungen für den 
Schulweg ist bis zum 31. Oktober ei-
nes jeden Jahres für das abgelaufene 
Schuljahr beim Salzlandkreis unter 
Beifügung der entsprechenden Nach-
weise geltend zu machen. Es handelt 
sich hierbei um eine Ausschlussfrist. 

 
(2) Bei Wegfall der Anspruchsvorausset-

zungen während des Schuljahres ist 
der Schülerfahrausweis zurückzuge-
ben. Bei Verlust desselben besteht 
keine Ersatzpflicht. Dem Verlust 
gleichzusetzen ist die Beschädigung 
oder Verunreinigung der Schülerkarte, 
wenn der Aussteller, der Anspruchsbe-
rechtigte oder der Bezugszeitraum 
nicht mehr eindeutig zu erkennen ist. 

 
 

§ 7 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnun-
gen in dieser Satzung gelten jeweils in 
männlicher und weiblicher Form. 

 
 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
 
(1) Die Satzung über die Schülerbeförde-

rung im Salzlandkreis tritt am 1. Au-
gust 2008 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig treten 
 

• die Satzung über die Schülerbeför-
derung des Landkreises Aschers-
leben-Staßfurt vom 30. November 

2001 (Amtsblatt für den Landkreis 
Aschersleben-Staßfurt Nr. 
15/2001),die Satzung über die 
Schülerbeförderung im Landkreis 
Bernburg vom 15. April 2004 
(Amtsblatt für den Landkreis Bern-
burg Nr. 708/2004), geändert durch 
die 1. Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Schülerbeförde-
rung im Landkreis Bernburg vom 7. 
November 2005 (Amtsblatt für den 
Landkreis Bernburg Nr. 60/2007) 
und 

 
• die Satzung über die Schülerbeför-

derung im Landkreis Schönebeck 
vom 27. Juni 2001 

 
außer Kraft. 

 
 
Bernburg (Saale), 7. Juli 2008  
 
 
gez. Gerstner                                  (Siegel) 
Landrat 
 
 
 
• 2. Satzung zur Änderung der Ent-

schädigungssatzung des Salzland-
kreises für ehrenamtlich tätige Bürger 
vom 18. Juli 2007 

 
 

Aufgrund der §§ 6, 33 Abs. 3 Ziffer 1 und § 
21 der Landkreisordnung für das Land 
Sachsen – Anhalt vom 5. Oktober 1993 
(GVBl. LSA S. 598) in der derzeit gelten-
den Fassung in Verbindung mit § 33 der 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen 
– Anhalt vom 5. Oktober 1993 (GVBl. LSA 
S. 568) in der derzeit geltenden Fassung 
hat der Kreistag des Salzlandkreises in 
seiner Sitzung am 2. Juli 2008 folgende 2. 
Satzung zur Änderung der Entschädi-
gungssatzung des Salzlandkreises für eh-
renamtlich tätige Bürger vom 2. Juli 2008 
beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
 

Die Entschädigungssatzung des Salzland-
kreises für ehrenamtlich tätige Bürger vom 
18. Juli 2007 (veröffentlicht: Generalan-
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zeiger Schönebeck vom 25. Juli 2007, 
Volksstimme Staßfurt vom 25. Juli 2007, 
Mitteldeutsche Zeitung, Ausgabe Bernburg 
vom 25. Juli 2007, Mitteldeutsche Zeitung, 
Ausgabe Aschersleben vom 25. Juli 
2007), geändert durch 1. Satzung zur Än-
derung der Entschädigungssatzung des 
Salzlandkreises für ehrenamtlich tätige 
Bürger 3. März 2008 (veröffentlich: Amts-
blatt für den Salzlandkreis Nr. 13/2008, 
179) wird wie folgt geändert: 

 
1. Nach § 13 wird folgender § 13 a ein-

gefügt: 
 

„§ 13 a 
Pilzberater 

 
Die Pilzberater erhalten eine monat-
liche Aufwandsentschädigung in Hö-
he von 42,00 EUR.“ 

 
2. Nach § 16 wird folgender § 16 a ein-

gefügt: 
 

„§ 16 a 
Mitglieder des Beirates der  

Kreisvolkshochschule 
Salzlandkreis 

 
Die Mitglieder des Beirates der 
Kreisvolkshochschule Salzlandkreis 
erhalten als pauschale Aufwands-
entschädigung ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 13,00 EUR pro Sitzung 
und Tag. Als Nachweis für die Sit-
zungsteilnahme dient die Unterschrift 
in der Teilnehmerliste.“ 

 
Artikel 2 

 
Die 2. Satzung zur Änderung der Ent-
schädigungssatzung des Salzlandkreises 
für ehrenamtlich tätige Bürger tritt rückwir-
kend zum 1. Januar 2008 in Kraft. 

 
 
Bernburg (Saale), 07.Juli 2008 

 
 

gez. Gerstner                                  (Siegel) 
Landrat 
 
 
 
 

• Jahresabschluss 2007 und Entlastung 
der Betriebsleitung des Abfallwirt-
schaftsbetriebes. 

 
Beschluss-Nr. B/186/2008  
 
Der Kreistag hat am 02.07.2008 die Fest-
stellung des Jahresabschlusses 2007 wie 
folgt beschlossen: 
 
   Euro 
1. Bilanzsumme 

 
15.029.002,76 

1.1 davon entfallen auf 
der Aktivseite 
auf 
 
 

 

 das Anlagevermö-
gen 
 

 
11.461.888,01 

 das Umlaufvermö-
gen 
 

 
3.508.395,86 

 Rechnungsab-
grenzungsposten 
 

 
58.719,89 

1.2 davon entfallen auf 
der Passivseite 
auf 
 

 

 das Eigenkapital 
 

7.566.028,56 

 Die Rückstellungen 
 

6.964.875,24 

 Die Verbindlichkei-
ten 
 

 
498.098,96 

2. Bilanzgewinn 
 

473.270,30 

2.1 Summe der Erträge 
 

5.629.704,27 

2.2 Summe der Auf-
wendungen 

 
5.156.433,97 

 
 
Der Kreistag entlastet die Betriebsleitung 
des Abfallwirtschaftsbetriebes für das 
Wirtschaftsjahr 2007 und beschließt, dass 
der Jahresüberschuss in Höhe von 
473.270,30 EUR auf neue Rechnung vor-
getragen wird. 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprü-
fers 
 
Wir haben den Jahresabschluss --
bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang-- unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lage-
bericht des Abfallwirtschaftsbetriebes des 
Salzlandkreises, Aschersleben, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2007 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung des Ei-
genbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht 
sowie über die wirtschaftlichen Verhältnis-
se des Eigenbetriebes abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprü-
fung nach § 317 HGB und § 131 Abs. 1 
Nr. 1 GO LSA unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und mit hinreichender Sicherheit 
beurteilt werden kann, ob die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Eigenbetriebes An-
lass zu Beanstandung geben.  
Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftli-
che und rechtliche Umfeld des Eigenbe-
triebes sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzung der Be-

triebsleitung sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwen-
dungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Abfallwirtschaftsbetriebes des Salzland-
kreises-- vormals Entsorgungsgebiet des 
Alt-Landkreises Aschersleben-Staßfurt--, 
Aschersleben. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigenbetriebes und stellt Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. 
 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ei-
genbetriebes geben keinen Anlass zu Be-
anstandungen.“ 
 
Leipzig, den 14. März 2008 
KPMG Deutsche Treuhand Gesellschaft 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfgesellschaft 
 
 
gez. Dr. Flascha 
Wirtschaftsprüfer 

 gez. Wolf 
 Wirtschaftsprüferin 

 
 
Feststellungsvermerk 
 
des Rechnungs- und Gemeindeprüfungs-
amtes des Salzlandkreises, gem. § 2 des 
Gesetzes zur Einführung des Neuen 
Kommunalen Haushalts- und Rechnungs-
wesen für die Kommunen des Landes 
Sachsen-Anhalt i.V.m. § 18 Abs. 5 Satz 2 
des Gesetzes über die kommunalen Ei-
genbetriebe im Land Sachsen Anhalt 
(EigBG) i.V.m. § 14 Abs. 2 der Eigenbe-
triebsverordnung (EigVO) in den jeweils 
gültigen Fassungen 

Da durch das Rechnungs- und Gemein-
deprüfungsamt des Salzlandkreises keine 
eigenen Feststellungen getroffen werden, 
ergeht unter Einbeziehung des uneinge-
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schränkten Bestätigungsvermerks der 
Wirtschaftsprüfgesellschaft KPMG Leipzig 
folgender Feststellungsvermerk mit fol-
gendem Wortlaut:  
 
„Es wird festgestellt, dass nach pflichtge-
mäßer, am 14. März 2008 abgeschlosse-
ner Prüfung durch die mit der Prüfung des 
Jahresabschlusses 2007 beauftragten 
Wirtschaftsprüfgesellschaft KPMG Leipzig, 
die Buchführung und der Jahresabschluss 
2007 des Abfallwirtschaftsbetriebes des 
Salzlandkreises, Aschersleben den ge-
setzlichen Vorschriften und der Betriebs-
satzung entsprechen. Der Jahresab-
schluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung in den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.“ 
 
Die Ordnungsmäßigkeit der Wirtschafts-
prüfung muss in diesem Zusammenhang 
ausschließlich auf die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung eingeschränkt wer-
den, da entsprechend § 131 GO LSA i. V. 
m. § 53 HGrG, diese Prüfung Bestandteil 
des Prüfungsauftrags an die Wirtschafts-
prüfgesellschaft war. 
 
Eigene Prüfungshandlungen wurden durch 
das Rechnungs- und Gemeindeprüfungs-
amt im Jahr 2007 nicht vorgenommen. 
 
Gesamtaussage zum Jahresabschluss 
 
Dem Prüfbericht der v.g. Wirtschaftsprüf-
gesellschaft sind folgende Feststellungen, 
insbesondere zur Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage, zu entnehmen: 
Im Vergleich zum Vorjahr weist die Ver-
mögenslage ein um 1.080 TEUR vermin-
dertes Gesamtvermögen aus. Vermö-
gensseitig ist diese Entwicklung insbeson-
dere durch die Verminderung der flüssigen 
Mittel um 1.739 TEUR bei einer gleichzei-
tigen Erhöhung des Sachanlagenvermö-
gens um 939 TEUR gekennzeichnet. 
 

Gegenläufig wirkt sich die Zunahme des 
Eigenkapitals durch die Einstellung des Bi-
lanzgewinns 2006 (155 TEUR) und der 
Vorabgewinnverwendung 2007 (999 
TEUR) in die Allgemeine Rücklage sowie 
die Erhöhung des Bilandgewinns2007 im 
Vergleich zum Vorjahr um 318 TEUR aus. 
 
Die Finanzlage weist einen Cash Flow aus 
laufender Geschäftstätigkeit von – 515 
TEUR und aus Investitionstätigkeit von – 
1.224 TEUR aus. Der Finanzmittelfonds 
beträgt 3.344 TEUR als Kassenbestand. 
Guthaben auf dem laufenden Konto u8nd 
Termingeldern. Darüber hinaus sind 6.275 
TEUR in Form von Sparbriefen angelegt.  
 
Die Betriebsleistung ist gegenüber dem 
Vorjahr überwiegend auf Grund des Rück-
gangs der Umsatzerlöse um 285  TEUR 
auf 5.093 TEUR gesunken. Die Ertragsla-
ge weist ein Betriebsergebnis von – 38 
TEUR, ein Finanzergebnis von 375 TEUR 
sowie ein Außerordentliches Ergebnis von 
999 TEUR aus. Der Jahresgewinn vor Do-
tierung von Rücklagen beträgt 1.472 
TEUR. 
999 TEUR wurden in die Allgemeine 
Rücklage eingestellt. 
 
 
Danach ergibt sich ein Bilanzgewinn von 
473 TEUR. 
 
 
Bernburg, den 06.05.2008 
Salzlandkreis 
14 – Rechnungs- und Gemeindeprüfungs-
amt 
 
 
gez. Michling                      
Amtsleiter                        
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und 
der Anhang 2007 des Abfallwirtschaftsbe-
triebes liegen zur Einsichtnahme vom 
08.07.2008 bis 18.07.2008 beim Salzland-
kreis, Abfallwirtschaftsbetrieb (Zimmer A 
2.2), Heinrichstraße 29, öffentlich aus. 
 
 
gez. Rennert 


